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Politische Debatten:  
Kinderbeauftragter vs. Normenkontrolle 

Kinderrechte in die Verfassung 

Cave : Symbolpolitik!  Online Petition  und was jetzt? 

   siehe Stellungnahme der DGKJP  2015 

 

Kinderrechte in die Verfassung: langjährige 

Forderung von UNICEF, national coalition und vielen 

anderen Verbänden 

 

Nicht im Kontext Artikel 6 GG 

sondern als Voraussetzung freier Persönlichkeitsentfaltung  

Position BMFSFJ (Staatssekretär Kleindiek Juni 2015): 

ĂRecht auf Förderung ihrer Fähigkeiten zur 

bestmºglichen Entfaltung ihrer Persºnlichkeitñ 

 



Notwendigkeit der Verfahrensbeteiligung 

ĂMan kann ja nicht einfach so ¿ber ein Lebewesen 
hinweg entscheiden , ob nun Kind oder Jugendlicher. 
Es muss ja wenigstens gefragt werden auch wenn 
man nicht akzeptiert wird.ñ 

(Mädchen 8 Jahre, in Fegert et al. 2000 ,gefördert  von 
VW  II/ 74 904) 

UN KRK: Artikel 12  (Meinung bilden,  
 angemessen berücksichtigen) 

   Artikel 13 (Informationsfreiheit) 



voice effect 

ÅMitsprachemöglichkeiten im 

Entscheidungsprozess erhöhen die 

wahrgenommene Fairness, selbst dann wenn 

keine Kontrolle hinsichtlich des Ergebnisses 

der Entscheidung besteht 

ÅMitsprache führt zu höherer Akzeptanz und 

Bindung an die Folgen der Entscheidung 

ÅSchleiermacher 1826: Ă Man darf den Willen 

nicht unterdrücken, denn je schwächer er 

sich entwickelt, desto weniger kann er 

nachher anerkannt werden ...ñ 

 



Prinzipielle Umfassenheit des Kindeswohlbegriffs  
(Coester 1983, Seite 163) 

ÅKindeswohlförderung, Förderung der 

Teilhabe: Salutogenese-Konzept 

(Antonowsky) führt zur Definition von 

Basisbedürfnissen, die für eine Entwicklung 

erfüllt sein müssen. 

ÅBerücksichtigung der Entwicklungsdimension 

ÅEntwicklungsaufgaben 

ÅAltersentsprechende Teilhabe  

ÅPositiv Definition von Elementen die zum 

Kindeswohl beitragen versus negativ 

Definition im Sinne einer Eingriffsschwelle 

(Kindeswohlgefährdung) 

 

 



Kindliche Basisbedürfnisse und deren Berücksichtigung in 

der UN-Kinderrechtskonvention 

Basic need UN-Kinderrechtskonvention 

Liebe und Akzeptanz 
Präambel, Art. 6; 

Art. 12, 13, 14 

Ernährung und Versorgung Art. 27, Art. 26, Art. 32 

Unversehrtheit, Schutz vor 

Gefahren, vor materieller 

emotionaler und sexueller 

Ausbeutung 

Art. 16, Art. 19, 

Art. 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40 

Bindung und soziale Beziehungen 
Art. 8, 9, 10, 11; 

Art. 20, 21, 22 

Gesundheit Art. 24, 25, 23, 33 

Wissen und Bildung 
Art. 17; 

Art. 28, 29, 30, 31 



Problemfälle Beteiligungsparadoxon (Fegert 1998) 

ÅGut geförderte Kinder ohne Entwicklungsdefizite, 

Behinderungen und/oder psychische Störungen haben 

die besten Voraussetzungen um bei Entscheidungen 

zu partizipieren. 

ÅDie stärksten Interessenkonflikte und damit die höchste 

Notwendigkeit der eigenständigen Beteiligung von 

Kindern ergeben sich in Belastungssituationen und bei 

Kindern die in ihrer Entwicklung beeinträchtigt, bzw. 

behindert sind 











Capability Approach 

Nach Amartya Sen     1998  Nobelpreis 

Verwirklichungschancen als Freiheiten 

ü Politische Freiheiten (Kinderrechte) 

ü Rechte auf Verfahrensbeteiligung, Informationsfreiheit,  

          angemessene Berücksichtigung,  

ü Ökonomische Faktoren (Ressourcen, 

Verteilungsgerechtigkeit) 

ü Soziale Chancen (Bildung, Gesundheit) 

ü Transparenzgarantien (z.B. Informationspflichten, 

Transparenz im Hilfeverfahren, Zugänglichkeit von 

Informationen) 

ü Soziale Sicherheit (Jugendhilfe, Eingliederungshilfe) 

 



Teilhabekonzepte und Teilhabedimensionen  
(Diewald et al. 2016 in Migrationsgutachten WissBeirat 

Familienfragen) 

Å Prozessualität der Teilhabe (Teilhabe muss erreicht und 

aufrecht erhalten werden) 

Å Teilhabe per se doppelseitig konstruiert (muss von 

Betroffenen erwünscht, angestrebt und von der Gesellschaft 

ermöglicht werden) 

Å Teilhabe durch konkreten Handlungsbezug gut 

operationalisierbar (Handlungsbereiche, Subsysteme, 

Kommunikationsprozesse) 

Å Teilhabekonzept beschreibt Status der Abgrenzung 

(Barrieren) ebenso wie deren Überwindung und 

Unterstützung bei der Überwindung Faszilitation 

Å Entspricht der Tradition europäischer Demokratien in der 

Verbindung von Rechten und Pflichten, d.h. dem Konzept 

der voraussetzungsvollen staatlich-

gesellschaftlichen Vertragsgemeinschaft 



Entwicklungsdimension der Persönlichkeitsentfaltung 

ÅFörderung der Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben notwendig für spätere freie 

Persönlichkeitsentfaltung als Erwachsener 

ÅKinderrechte in die Verfassung: wenn, dann 

in Artikel 2 GG 

ÅKinderrechte in der Verfassung: kein 

Widerspruch gegen Elternrechte (also nicht in 

Artikel 6 GG)  

ÅVerpflichtung des Staates Strukturen 

vorzuhalten die Förderung und Inklusion 

ermöglichen 
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Artikel 3 GG  

[Gleichheit vor dem Gesetz]  

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und 
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner reli-
giösen oder politischen Anschauungen benachtei-

ligt oder bevorzugt werden. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. 



UN-Behindertenrechtskonvention 
Übereinkommen und Zusatzprotokoll am 13. Dezember 2006 in 

New York verabschiedet 

 

ï3. Mai 2008 nach Ratifizierung durch 20 Vertragsstaaten in 

Kraft getreten. Alle EU-Mitgliedsstaaten bis auf Lettland 

haben die Konvention ratifiziert, 16 das Zusatzprotokoll 

unterzeichnet 

ïUN-Behindertenrechtskonventivon ist 2 Jahre nach 

Unterzeichnung am 26. März 2009 in 

Deutschland in Kraft getreten 

 





Integration versus Inklusion 

Artikel 3 UN-Behindertenrechtskonvention Ăvolle 

und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und 

Einbeziehung in die Gesellschaftñ,  

Diversity Ansatz: ĂAchtung der 
Unterschiedlichkeit von Menschen mit 

Behinderung und die Akzeptanz dieser 

Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt 

und der Menschheitñ 

Artikel 24 ĂEducationñ: 

2. (a) Personen mit Behinderung sollen nicht vom 

allgemeinen Bildungssystem wegen ihrer 

Behinderung ausgeschlossen werden 

 





Trick gescheitert (offizielle amtliche 

deutsche Übersetzung) 

Inklusion vs. Integration 
 

Á Begriff der Inklusion ist ein neuer Begriff 

Á Integration  = (Wieder)eingliederung behinderter Menschen 
in die Gesellschaft 

Á Inklusion  = Umgestaltung der sozialen Umwelt als 
Voraussetzung für die gemeinsame Nutzung und 
gesellschaftliche Teilhabe durch heterogene Gruppen von 
Kindern und Jugendlichen hin  - Einbezug von Anfang an 

Á Alle Leistungssysteme müssen sich so verändern, dass 
sie eine individuelle Förderung aller Personen 
ermöglichen 

Á Abschaffung von Parallelstrukturen und Sondereinrichtungen 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 


